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Teil I Begründung  

1 Grundlagen  

Der Rat der Samtgemeinde Nienstädt hat in seiner Sitzung am 26.01.2017 den 
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB und in seiner Sitzung am 06.11.2017 den 
Auslegungsbeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB für die 18. Änderung des 
Flächennutzungsplanes gefasst.  

Durch die vorliegende 18. Änderung des Flächennutzungsplanes sollen die 
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Deckung des örtlich erkennbaren 
Wohnbaulandbedarfes geschaffen werden. Zu diesem Zweck ist die Neuordnung und 
geringfügige Erweiterung von südlich der Cronsbruchstraße schon dargestellten 
Wohnbauflächen erforderlich.  

Eine vollständige Überarbeitung des Flächennutzungsplanes (FNP) i.S. einer Neuaufstellung 
ist seitens der Samtgemeinde Nienstädt nicht beabsichtigt, da die zukünftige allgemeine 
städtebauliche Entwicklung nicht von den bisher im wirksamen FNP dargelegten 
städtebaulichen Zielen, bezogen auf den Bereich Seggebruch, abweicht und die im Rahmen 
der 18. Änderung des FNPs vorgesehene Änderung nur kleinräumige Aussagen zur 
Berücksichtigung des lokal erkennbaren Baulandbedarfes beinhaltet. Eine erhebliche 
Beeinträchtigung der bereits im wirksamen FNP formulierten städtebaulichen 
Zielvorstellungen ist nicht erkennbar. 

Diese Flächennutzungsplanänderung wird auf der Grundlage der folgenden gesetzlichen 
Vorschriften erstellt:  

¶ Baugesetzbuch (BauGB) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634). 

¶ Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057). 

¶ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 
(Planzeichenverordnung ï PlanzVO)  

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. I S. 1057). 

¶ Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)  

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. März 2017 (Nds. GVBl. S. 48). 

2 Planungsrechtliche Grundlagen - Flächennutzungsplan - 

Der Flächennutzungsplan stellt gemäß § 5 Abs. 1 BauGB die sich aus der beabsichtigten 
städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den vorhersehbaren und 
auf das Allgemeinwohl bezogenen Bodennutzungen in den Grundzügen dar. Eine 
parzellenscharfe Darstellung ist aufgrund des allgemeinen Betrachtungsmaßstabes dieser 
vorbereitenden Bauleitplanung nicht möglich, so dass eine grundstücksscharfe 
Konkretisierung der zulässigen Nutzungen auf der Ebene nachfolgender Bauleitplanverfahren 
erfolgen muss.  
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Der Flächennutzungsplan stellt somit nur die überwiegenden Nutzungsarten eines Gebietes 
mit Schraffuren und Symbolen dar.  

3 Planungsrelevante Rahmenbedingungen  

3.1  Landesraumordnungsprogramm (LROP)  

Für den Änderungsbereich stellt das Landesraumordnungsprogramm (LROP) keine 
besonderen Darstellungen dar.1 Die innerhalb der geplanten und bereits südlich der 
Cronsbruchstraße wirksam im FNP dargestellten Wohnbauflächen soll für die darin geplante 
Errichtung eines Mehrgenerationenhaus im Sinne des Landes-Raumordnungsprogramms 
Niedersachen 2008 (LROP) (zuletzt geändert 2017) einen Beitrag dazu leisten, die Angebote 
der Daseinsvorsorge unter Berücksichtigung der Mobilität der unterschiedlichen 
Bevölkerungsgruppen sowie der sich abzeichnenden Veränderungen in der 
Bevölkerungsentwicklung, der Alters- und der Haushaltsstruktur bedarfsgerecht in allen 
Teilräumen zu sichern und zu entwickeln (vgl. LROP Abschnitt 2.2 Ziffer 01 Satz 2). 

Unter Punkt 1.1.01 und 1.1.02 heißt es:  

01 In Niedersachsen und seinen Teilräumen soll eine nachhaltige räumliche Entwicklung die 
Voraussetzungen für umweltgerechten Wohlstand auch für kommende Generationen 
schaffen.  

Durch koordiniertes Zusammenwirken des Landes und der Träger der Regionalplanung sollen 
die regionsspezifischen Entwicklungspotenziale ausgeschöpft und den Besonderheiten der 
teilräumlichen Entwicklung Rechnung getragen werden. 

02 Planungen und Maßnahmen zur Entwicklung der räumlichen Struktur des Landes sollen zu 
nachhaltigem Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit beitragen. Es sollen  

- die Funktionsfähigkeit der Raum- und Siedlungsstruktur sowie der 
Infrastruktur gesichert und durch Vernetzung verbessert werden,  

- die Raumansprüche bedarfsorientiert, funktionsgerecht, Kosten sparend und 
umweltverträglich befriedigt werden,  

- flächendeckend Infrastruktureinrichtungen der Kommunikation, 
Voraussetzungen der Wissensvernetzung und Zugang zu Information 
geschaffen und weiterentwickelt werden.  

Dabei sollen 

- die natürlichen Lebensgrundlagen gesichert und die Umweltbedingungen 
verbessert werden, 

- belastende Auswirkungen auf die Lebensbedingungen von Menschen, Tieren 
und Pflanzen vermieden oder vermindert werden, 

- die Folgen für das Klima berücksichtigt und die Möglichkeiten zur 
Eindämmung des Treibhauseffektes genutzt werden, 

- die Möglichkeiten zur Anpassung von Raum- und Siedlungsstrukturen an die 
Folgen von Klimaänderungen berücksichtigt werden, 

- die Möglichkeiten der Reduzierung der Neuinanspruchnahme und 
Neuversiegelung von Freiflächen ausgeschöpft werden. 

Der Siedlungsbereich Seggebruch ist Bestandteil des Grundzentrums Bergkrug. Die 
Siedlungsentwicklung erstreckt sich daher auf das Grundzentrum und widerspricht nicht dem 
Zentrensystem der Raumordnung.  

 

                                           
1 Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (2008/2012) 



18. Änderung des Flächennutzungsplanes (Wohnbauflächen Seggebruch) 
- Begründung und Umweltbericht ï 

Planungsbüro Reinold, Raumplanung und Städtebau IfR, 31737 Rinteln 

 

6 

Die Samtgemeinde Nienstädt als auch die Gemeinde Seggebruch befassen sich mit den 
Entwicklungskomponenten der Bevölkerungsstruktur und deren räumlicher Verteilung sowie 
den Auswirkungen auf den Wohnbedarf. Neben der Deckung des lokal erkennbaren 
allgemeinen Wohnbedarfs treten die Berücksichtigung der individuellen Wohnbedürfnisse der 
älter werdenden Bevölkerung sowie die Wohnbedürfnisse der zu betreuenden Bevölkerung in 
den Fokus (siehe Diagramm zur Bevölkerungsvorausberechnung nach Altersgruppen in 
Anlage 2). Die Samtgemeinde als auch die Gemeinde erkennen die aufgrund des 
demographischen Wandels weiterhin zu erwartenden besonderen Anforderungen an das 
Leben im Alter und schaffen daher auch aufgrund der dargelegten Nachfragesituation die 
planungsrechtlichen Grundlagen auch für ein gemeinschaftliches Wohnen. Der Bedarf nach 
individuellen Wohnformen ist aus Anfragen von Einwohnern aus der Samtgemeinde 
Nienstädt als auch der Gemeinde Seggebruch und angrenzenden Gemeinden ableitbar.  

Diese Bauleitplanung  entspricht daher den Vorgaben des LROP, wonach die Auswirkungen 
des demographischen Wandels, die weitere Entwicklung der Bevölkerungsstruktur und die 
räumliche Bevölkerungsverteilung bei allen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen 
sind (1.1.03 LROP).  

Ferner soll gem. Punkt 1.1.07 Satz 4 LROP die Entwicklung der ländlichen Regionen darüber 
hinaus gefördert werden, um u.a. die Auswirkungen des demographischen Wandels für die 
Dörfer abzuschwächen und sie als Orte mit großer Lebensqualität zu erhalten sowie die 
soziale und kulturelle Infrastruktur zu sichern und weiterzuentwickeln und die erforderlichen 
Einrichtungen und Angebote des Bildungswesens in zumutbarer Entfernung für die 
Bevölkerung dauerhaft bereitstellen zu können. 

Abb.: Auszug aus dem Landesraumordnungsprogramm 2008/2012  (Lage des Änderungsbereiches 
durch Pfeil markiert)  
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3.2  Regionales Raumordnungspro gramm des Landkreises Schaumburg 
(RROP 2003)  

Das Regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises Schaumburg (RROP 2003) stuft die 
Gemeinde Nienstädt sowie den Bereich Bergkrug als Grundzentren ein. Die als 
Hauptverkehrsstraße von überregionaler Bedeutung gekennzeichnete L 446 verläuft 
nordöstlich des Siedlungsbereiches von Seggebruch. Aus Richtung Nienstädt kommend, 
durchläuft ein regional bedeutsamer Radweg die Gemeinde Seggebruch in nördlicher 
Richtung.2  

Für den Änderungsbereich selbst stellt das RROP ein Vorsorgegebiet für die Landwirtschaft 
auf Grund hohen, natürlichen, standortgebundenen, landwirtschaftlichen Ertragspotenzials 
dar. Südlich angrenzend befindet sich ein Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft. 

Die Ausweisung von zusätzlichen Wohnbauflächen, die im Rahmen der Neuordnung der 
bereits südlich der Cronsbruchstraße dargestellten Wohnbauflächen vorgesehen sind, 
beansprucht jedoch lediglich eine untergeordnete Teilfläche des im RROP dargestellten 
Vorsorgegebietes für die Landwirtschaft und wirkt sich somit nicht erheblich beeinträchtigend 
auf dessen Funktionen oder die landwirtschaftlichen Ertragspotenziale aus. In unmittelbarer 
Umgebung verbleiben ausreichend landwirtschaftliche Nutzflächen des im RROP 
dargestellten Vorsorgegebietes. Ein Eingriff in landwirtschaftliche Produktionsflächen im 
Sinne der erheblichen Beeinträchtigung von landwirtschaftlichen Betrieben findet dabei nicht 
statt, da die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe auf andere Flächen ausweichen 
können. Die geplante Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Wirtschaftsflächen erfolgt 
in Abstimmung mit den jeweiligen Bewirtschaftern  und Flächeneigentümern. Die Flächen 
werden im Rahmen ihrer eigenen betrieblichen Abwägung durch die betroffenen Eigentümer 
veräußert, sodass davon auszugehen ist, dass die Flächen durch den neuen Eigentümer auch 
einer anderen, nicht landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden würden. Insbesondere 
die Lage der Flächen in unmittelbarer Nähe zum Siedlungsbereich und der zumindest bereits 
teilweise südlich der Cronsbruchstraße wirksam dargestellten Wohnbauflächen ließ dabei 
bereits auf eine zukünftige Entwicklung von Wohnbauland schließen, die diesen Bereich 
bereits absehbar als Siedlungsbereich prägen würden.  

Auch eine bestehende und weiter zunehmende Flächenknappheit kann diesbezüglich nicht 
abgeleitet werden, da die betroffenen Flächen durch die jeweiligen Landwirte im Rahmen 
ihrer Betriebs- und Produktionsabläufe veräußert wurden. Die landwirtschaftlichen Betriebe, 
die diese Flächen bewirtschaften, haben Kenntnis von der hier in Rede stehenden Planung. 
Darüber hinaus werden durch die mit dieser FNP-Änderung verbundene Neuordnung der 
südlich der Cronsbruchstraße vorhandenen Wohnbauflächen lediglich 0,2 ha zusätzliche 
Wohnbaufläche ausgewiesen, die in Bezug zur Beanspruchung von Boden zum Zwecke der 
Bebauung/Versiegelung als sehr kleinräumig zu bezeichnen ist. 

Im Süden, Osten und Westen setzen sich die Darstellungen von Vorsorgegebieten für die 
Landwirtschaft auf Grund hohen, natürlichen, standortgebundenen Ertragspotenzials weiter 
fort. Im Norden befindet sich der gewachsene Siedlungsbereich der Gemeinde Seggebruch 
bzw. der Gemeinde Helpsen. Die Funktionen des Vorsorgegebietes werden durch diese FNP-
Änderung nicht erheblich beeinträchtigt.  

Die Samtgemeinde Nienstädt erkennt die Bedeutung der landwirtschaftlichen 
Ertragspotenziale der lokal vorhandenen Böden. Aus Gründen der Deckung des auf die 
Gemeinde Seggebruch bezogenen Wohnbaulandbedarfs, die durch eine geringfügige 
Neuordnung bereits bestehender Wohnbauflächen ermöglicht wird,  und der Lage des 
Standortes im Nahbereich des Siedlungsbereiches (auf Flächen die bereits für eine Bebauung 
vorgesehen waren), sodass die lokalen Versorgungseinrichtungen sowie Infrastrukturen und 
ÖPNV-Anbindungen in angemessener Entfernung zur Verfügung stehen und genutzt werden 

                                           
2 Regionales Raumordnungsprogramm des Landkreises Schaumburg (2003)  
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können, wird der hier in Rede stehenden Wohnsiedlungsentwicklung gegenüber der 
Beibehaltung der landwirtschaftlichen Produktionsflächen der Vorrang eingeräumt.  

Die geplante kleinflächige Ausweisung von Wohnbauflächen steht im Einklang mit den Zielen 
des Regionalen Raumordnungsprogramms des Landkreises Schaumburg (RROP) von 2003. 
Das Plangebiet lässt sich dem im RROP festgelegten Grundzentrum "Bergkrug" (s. RROP D 
1.6 03) zuordnen und rechtfertigt die Bere itstellung von Wohnbauflächen im beabsichtigten 
Maße. 

Ebenso steht das Vorhaben grundsätzlich im Einklang mit dem RROP Abschnitt D 3.7.01, 
wonach das im Kreisgebiet vorhandene differenzierte Angebot an Bildungs-, Kultur- und 
Sozialeinrichtungen als wesentlicher Bestandteil der öffentlichen Versorgung und auch als 
wesentliches Standortpotenzial für die wirtschaftliche Entwicklung des Landkreises zu 
erhalten und bedarfsgerecht zu entwickeln ist. Dies ist hier der Fall, da auf der Grundlage der 
FNP-Änderung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung eines 
Mehrgenerationenhauses geschaffen werden sollen, das auf der Ebene des Bebauungsplanes 
planungsrechtlich und auf der Ebene der konkreten Vorhabenplanung baulich und räumlich 
konkretisiert wird. Darin wird eine multifunktionale Nutzung auc h von kulturellen und 
sozialen Einrichtungen und Nutzungen angestrebt.  

Unter Abschnitt D 1.1.02 führt das RROP aus, dass bei der Ermittlung des örtlichen Bedarfs 
an Wohn- und Gewerbeflächen für gemeindliche Bauleitplanungen die überörtlichen 
Gesamtzusammenhänge der regionalen Bevölkerungsentwicklung zu berücksichtigen sind. In 
Gemeinden mit zentralörtlicher Funktion, die eine kreisbezogen unterdurchschnittliche 
Bevölkerungsentwicklung zu verzeichnen haben, sind geeignete Strategien und Maßnahmen 
durchzuführen, die dieser Entwicklung entgegenwirken. 

In der Begründung und den Erläuterungen des RROPs heißt es hierzu unter E 1.1.01 und E 
1.1.02 u.a.:  

ĂAufgrund der vielfªltigen Wechselbeziehungen zwischen Bevºlkerungs- und 
Regionalentwicklung kommt der Analyse der demographischen Entwicklungen und 
Strukturen im Planungsraum eine besondere Bedeutung zu. 

Wichtige Rahmendaten für die Abschätzung des zukünftigen Bedarfs an Siedlungsflächen 
und Infrastruktureinrichtungen  bzw. deren Auslastung sowie der zukünftigen 
Inanspruchnahme von Infrastruktur und Umwelt bilden die Bevölkerungsanzahl, -verteilung 
und -entwicklung sowie die Zusammensetzung der Bevºlkerung nach Altersgruppen. [é] 

Die aufgezeigten demographischen, raumstrukturell wirksamen Entwicklungstendenzen 
erfordern Fach- und Handlungsebenen übergreifende strukturwirksame Strategien und 
Maßnahmen, die die Wettbewerbsfähigkeit der Region bzw. der einzelnen Städte und 
Gemeinden als Lebens- und Arbeitsraum auch in Zukunft sichern. Die Vorstellungen des 
Landkreises zur Bewältigung der neuen Herausforderungen aus raumplanerischer Sicht 
finden sich in dem gesamten Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP).ñ 

Die Samtgemeinde Nienstädt als auch die Gemeinde Seggebruch haben sich im Vorfeld der 
Aufstellung der Bauleitplanungen mit den Entwicklungskomponenten der 
Bevölkerungsstruktur und deren räumlichen Verteilung sowie den Auswirkungen auf den 
Wohnbedarf befasst. Die Samtgemeinde als auch die Gemeinde erkennen die aufgrund des 
demographischen Wandels weiterhin zu erwartenden besonderen Anforderungen an das 
Leben im Alter und schaffen daher auch aufgrund der dargelegten Nachfragesituation die 
o.b. planungsrechtlichen Grundlagen auch für betreuungsbedürftige Personen 
unterschiedlicher Altersgruppen. Die wesentlichen Anforderungen des demographischen 
Wandels stellen sich für die Gemeinden durch die zunehmend älter werdende Bevölkerung 
und durch die zunehmend betreuungsbedürftigen Personen unterschiedlichen Alters dar, 
deren individueller Wohnbedarf, der häufig auf eine gemeinschaftlich ausgerichtete 
Wohnsituation ausgerichtet ist, nicht hinreichend gedeckt werden kann. Dieser Bedarf soll 
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neben einer kleinräumigen Bereitstellung von Flächen für den allgemeinen Wohnbedarf 
(etwa junger Familien) innerh alb des hier in Rede stehenden Änderungsgebietes gedeckt 
werden. 

Abb.: Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2003 für den Landkreis Schaumburg  

 

3.3  Militärischer Flugplatz Bückeburg  

Der Änderungsbereich befindet sich im Bauschutzbereich des militärischen Flugplatzes 
Bückeburg. Es wird aus Flugsicherheitsbelangen künftigen Bauvorhaben bis zu einer von 
Ihnen angegebenen Bauhöhe von ca. 10 m über Grund zugestimmt. 

Sollte es bei späteren Bauvorhaben zum Einsatz von Kränen kommen, sind diese gesondert 
zur Planung und Bewertung beim Luftfahrtamt der Bundeswehr, Referat 1 d, Flughafenstr. 1, 
51147 Köln /Email: LufABw1d@bundeswehr.org) einzureichen. Aufgrund der Nähe zum 
Flugplatz kann es zu Einschränkungen in der Kranhöhe kommen. 

4 Städtebauliches Konzept  

4.1  Ziele und Zwecke der Planung  

Die 18. Änderung des Flächennutzungsplanes dient der Deckung des auf die Samtgemeinde 
Nienstädt, insbesondere auf die Gemeinde Seggebruch bezogenen Wohnbaulandbedarfes, 
der am südwestlichen Siedlungsrand von Seggebruch, südlich der Cronsbruchstraße gedeckt 
werden soll.  

Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung schließt im Norden an die 
bereits im wirksamen Flächennutzungsplan getroffenen Darstellungen von Wohnbauflächen 
an. Die Cronsbruchstraße und die Straße In den Zäunen dienen der Erschließung der westlich 
gelegenen Flächen des Änderungsbereiches. Im Norden schließen sich 
Wohnsiedlungsbereiche in ein- bis zweigeschossiger Bauweise an. Darüber hinaus befinden 

mailto:LufABw1d@bundeswehr.org
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sich in diesem Areal die Feuerwehr und das Gemeindebüro der Gemeinde Seggebruch. Diese 
Flächen sind dem im Zusammenhang bebauten Ortsteil gem. § 34 BauGB zuzuordnen. Ein 
Bebauungsplan liegt für diese Flächen nicht vor.  

Neben der Deckung des lokalen Wohnbaulandbedarfs soll die Möglichkeit eröffnet werden, 
bestehende Infrastrukturanlagen weitergehend ausnutzen zu können, ohne zur Deckung des 
Baulandbedarfs neue Erschließungseinrichtungen realisieren zu müssen. Daher dient diese 
Bauleitplanung auch der Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Realisierung von kosten- und flächensparenden Wohnbereichen, so dass nur die unbedingt 
zur Bedarfsdeckung erforderlichen unbebauten Flächen beansprucht werden müssen. 

Innerhalb des Änderungsbereiches soll der auf die Gemeinde Seggebruch bezogene kurz- bis 
mittelfristig erkennbare Wohnbaulandbedarf gedeckt werden.  

Hierbei wird jedoch nicht verkannt, dass die Siedlungsbereiche Helpsen und Seggebruch in 
diesem Bereich miteinander verschmolzen sind, so dass die Gemarkungsgrenze lokal aus der 
Raumstruktur nicht mehr ablesbar ist und daher auch die Baulandbedarfe räumlich vermischt 
werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass auch aufgrund der räumlichen Nähe beider 
Siedlungsbereiche neben den in der Gemeinde Seggebruch befindlichen 
Daseinsvorsorgeeinrichtungen auch die in Helpsen gelegenen Einrichtungen wie 
Kindergärten, Sportstätten, Einrichtungen der Gesundheitsvorsorge sowie die der Versorgung 
des Gebietes mit Gütern des täglichen Bedarfes dienenden Einrichtungen als auch die dort 
gelegenen Arbeitsstätten in gleicher Weise beansprucht werden. Hieraus ergibt sich ein 
differenzierteres Bild der lokalen Versorgungsstruktur das dazu führt, den lokalen 
Wohnbedarf im Kontext dieser gewachsenen Strukturen zu bewerten.  

Die Ausweisung neuer Wohnbauflächen ist erforderlich, da der zukünftige kurz- bis 
mittelfristige Wohnbaulandbedarf nicht in dem erforderlichen Umfang durch die in den 
bestehenden Baugebieten vereinzelt visuell noch erkennbaren Baulücken gedeckt werden 
kann. Dies ist insbesondere aus der baulichen Entwicklung des nordöstlich benachbarten 
Wohngebietes (Bebauungsplan Nr. 9 der Gemeinde Seggebruch) ableitbar. In diesem 
Bereich sind nur noch vereinzelte Grundstücksflächen als unbebaute Grundstücke erkennbar. 
Diese sind nach Aussagen des Erschließungsträgers jedoch vergeben, sodass der zukünftig 
durch die Eigenentwicklung zu erwartende und sich auf die Wohnform des Eigenheimes 
beziehende Wohnbedarf innerhalb der bereits rechtsverbindlich bestehenden 
Bebauungspläne oder innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles nicht mehr in 
dem benötigten Umfang gedeckt werden kann.  

Die Gemeinde Seggebruch beabsichtigt den auf einen kurz- und mittelfristigen Zeitr aum 
bezogenen Wohnbedarf sowohl auf den südlich an den Bebauungsplan Nr. 9 anschließenden 
und im wirksamen FNP bereits als Wohnbaufläche dargestellten Ackerflächen zu decken. In 
diesem Bereich sollen in Anlehnung an die im B-Plan Nr. 9 realisierten lockeren 
Bebauungsstrukturen die auf den ländlichen Raum bezogenen Wohnbedürfnisse gedeckt 
werden. Diese stellen sich in der Regel in Form einer offenen Bauweise mit Einzel- und 
maximal Doppelhäusern unter Berücksichtigung einer den heutigen Wohnanforderungen 
entsprechende flächen- und kostensparenden Bauweise dar.  

Zur Deckung des aktuellen Wohnbedarfs sollen jedoch zunächst die im wirksamen FNP 
befindlichen Wohnbauflächen südlich der Cronsbruchstraße beansprucht werden. In diesem 
Bereich ist jedoch mit Rücksicht auf die Deckung des auf die Gemeinde Seggebruch 
bezogenen Ăbesonderenñ Wohnbedarfs in Form der Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse 
der älter werdenden und betreuungsbedürftigen Menschen mit den zur Verfügung stehenden 
Bauflächen sinnvoll umzugehen, um durch eine Zuordnung von ausreichend großen und 
geometrisch bedarfsgerecht geformten Grundstücksflächen dem erforderlichen Raum- und 
Flächenbedarf einer derartigen Nutzung Rechnung tragen zu können. Zur Deckung des 
besonderen Wohnbedarfs ist die Realisierung eines Mehrgenerationenhauses vorgesehen, 
dass neben den Wohnbedarfen der älter werdenden Bevölkerung auch individuelle 
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Wohnmöglichkeiten für betreuungsbedürftige Personen auch mit Gemeinschaftsnutzungen 
im Sinne der Nutzung von Synergieeffekten bereit hält. Der damit verbundene Bedarf ist aus 
Anfragen an die Gemeinde Seggebruch ableitbar. Darüber hinaus ist der Bedarf auch aus den 
demographischen Veränderungen der Bevölkerungszusammensetzung ableitbar, da der 
Anteil der älter werdenden Bevölkerung und auch der der betreuungsbedürftigen Personen 
zuzunehmen.  

Das geplante Mehrgenerationenhaus ist innerhalb der bereits dargestellten Wohnbauflächen 
östlich der Cronsbruchstraße städtebaulich nicht angemessen, da die von der Gemeinde 
angestrebte Wohnsiedlungsentwicklung in einer städtebaulich harmonischen Folge des 
nördlich bereits realisierten Wohngebietes erfolgen soll. Hierfür liegt seitens der Gemeinde 
bereits eine städtebauliche Entwicklungsvorstellung vor, sodass diese im FNP bereits 
dargestellten Wohnbauflächen nicht zur Deckung der v.g. Wohnbedürfnisse beansprucht 
werden kann.  

Die hier in Rede stehende Bauleitplanung wird aufgestellt, weil der Rat der Samtgemeinde 
Nienstädt zur Deckung des Wohnbedarfs, insbesondere der älter werdenden Bevölkerung 
und der betreuungsbedürftigen Bevölkerung, beitragen will. Hierdurch sollen die 
Auswirkungen des demographischen Wandels auch im ländlichen Raum durch die Schaffung 
der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung bedarfsgerechter und neuer 
gemeinschaftlicher Wohnformen berücksichtigt werden. Auf der Ebene des parallel in 
Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 10 werden u.a. die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Realisierung eines Mehrgenerationenhauses geschaffen. Diese 
Wohnform soll neben dem traditionellen Wohnen in Einfamilien- und Doppelhäusern eine 
Alternative darstellen, um die Demographie bedingten Anforderungen an den Wohnbedarf 
decken zu können.  

Die südlich der Cronsbruchstraße zur Verfügung stehenden Wohnbauflächen sind jedoch 
hinsichtlich ihres bestehenden Flächenzuschnittes für die Ansiedlung eines 
Mehrgenerationenhauses nicht geeignet, da der Zuschnitt der Wohnbauflächen auf eine 
Bauweise reflektiert, die der Bauweise östlich der Cronsbruchstraße entspricht. Das zur 
Deckung der v.g. besonderen (individuellen) Wohnbedürfnisse geplante 
Mehrgenerationenhaus beansprucht jedoch eine Grundstücksfläche von rd. 6.000 m², die nur 
durch eine Neuordnung der bereits bestehenden Wohnbauflächen auch mit Blick auf die 
geplante Anordnung der Wohngebäude, sonstigen Gemeinschaftsnutzungen und Freiflächen 
untereinander sowie der bestmöglichen Ausnutzung bestehender Erschließungsanlagen 
erfolgen kann. Um dies zu erreichen, werden die ursprünglich als zweite Bebauungsreihe 
geplanten Wohnbauflächen südlich der Cronsbruchstraße an die Westseite der Straße In den 
Zäunen verlegt, sodass sich unter Einbeziehung der bestehenden Erschließungsanlage eine 
Nord-Süd-Ausrichtung des für das Mehrgenerationenhaus benötigten Grundstückes ergibt. 
Dies bewirkt auch eine zum bestehenden Siedlungsbereich hin ausgerichtete Schmalseite des 
Areals, sodass auch nachbarliche Belange hinsichtlich der Vermeidung riegelartiger Gebäude 
beachtet werden können.   

Durch die Neuordnung der Wohnbauflªchen kommt es zu einer Ăabrundungsbedingtñ 
zusätzlichen Ausweisung von rd. 0,2 ha Wohnbaufläche, da an die südlich anschließende 
ehemalige landwirtschaftliche Hofstelle räumlich angeknüpft wird. Diese Fläche ist als sehr 
kleinflächig zu betrachten und löst auch keine erhebliche Beeinträchtigung der 
Ertragspotenziale im Rahmen der Bewirtschaftung der benachbarten Ackerflächen aus. Die 
südlich der Cronsbruchstraße verbleibenden Wohnbauflächen lassen nur eine sehr 
kleinräumige lockere Bebauungsstruktur in Ergänzung des Siedlungsbereiches zu, der für 
sich nicht dazu geeignet ist, die Ziele der Raumordnung hinsichtlich des 
Zentralisierungsgebotes zu beeinträchtigen. Darüber hinaus sei darauf hingewiesen, dass zur 
Ordnung des mit dem Standort der Feuerwehr verbundenen Stellplatzbedarfs ein Teil der 
Wohnbauflächen faktisch für einen Parkplatz beansprucht wird und sich daher der Deckung 
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des Wohnbedarfs entzieht. Es verbleiben in diesem Bereich rd. 4 Bauplätze, die zur Deckung 
des Ăallgemeinenñ  Wohnbedarfs,  beitragen, so wie es der wirksame FNP bereits durch die 
wirksam dargestellten Wohnbauflächen zum Ausdruck gebracht hat.  

Gemäß § 1 a Abs. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen 
werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 
bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde, insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur 
Innenentwicklung, zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu 
begrenzen. Bodenversiegelungen werden auf das zur Deckung des o.g. Baulandbedarfs 
beschriebene und erforderliche Maß reduziert. Hierbei werden die für die Planung 
beanspruchten Bauflächen im Verhältnis zur Deckung des Baulandbedarfs effektiv genutzt, 
da zur Deckung des o.b. Wohnbedarfs nicht nur lockere Bebauungsstrukturen, sondern auch 
ein maßvolles verdichtetes Bauen ermöglicht werden soll. Die Anforderungen des § 1a Abs. 1 
BauGB werden beachtet, da im Vorfeld dieser Bauleitplanung bereits alternative Flächen im 
Siedlungszusammenhang geprüft wurden. Diese sind jedoch aufgrund der zu geringen 
Größe, des ungünstigen Flächenzuschnittes sowie der fehlenden Flächenverfügbarkeit nicht 
zur Deckung des hier in Rede stehenden Wohnbedarfs geeignet. Auf das Kapitel zur Prüfung 
von Standortalternativen wird hingewiesen und Bezug genommen.  

Die Samtgemeinde Nienstädt trägt bei dieser Bauleitplanung den Grundsätzen der 
Bodenschutzklausel insofern Rechnung, dass die bereits im wirksamen FNP dargestellten 
Wohnbauflächen sowie die im Rahmen der 18. Änderung des FNPs geringfügig erweiterten 
Wohnbauflächen zur Deckung des Wohnbedarfs und bei Berücksichtigung des 
städtebaulichen Umfeldes sowie der vorhandenen Infrastruktureinrichtungen und ïanlagen 
möglichst effektiv ausgenutzt werden. Dieser Planungsansatz führt dazu, dass zur Deckung 
des Wohnbedarfs auch im wirksamen FNP bereits überwiegend als Wohnbaufläche 
ausgewiesene Flächen, die ggf. aktuell noch im planungsrechtlichen Außenbereich liegen, 
beansprucht werden, bevor bisher nicht für eine bauliche Entwicklung vorgesehene und 
bisher von Bebauung freigehaltene Flächen neu als Bauflächen beansprucht werden. Dies ist 
hier der Fall, da die Planung unter Berücksichtigung der Verlegung bereits ausgewiesener 
Wohnbauflächen südlich der Cronsbruchstraße an die Straße In den Zäunen nur eine 
kleinflächige Neuausweisung zusätzlicher Wohnbaufläche bedingt.  

Durch diese Bauleitplanung  kommt es auch nicht zu einer städtebaulich störenden 
fingerförmigen Entwicklung, sondern zu einem baulichen Anschluss an eine bereits in 
räumlicher Nähe befindliche ehemalige Hofstelle. Auch diese städtebauliche Ordnung ist 
seitens der Samtgemeinde Nienstädt (auf Ebene der FNP-Änderung) und der Gemeinde 
Seggebruch (auf Ebene der B-Planung) nachvollziehbar und verhältnismäßig. 

Neben der Berücksichtigung der an die Gemeinde Seggebruch gerichteten Anfragen von 
Bauinteressenten soll durch die planungsrechtliche Bereitstellung von Bauflächen ein Beitrag 
zur Stabilisierung der Einwohnerzahlen in Seggebruch aber auch ein Beitrag zur Deckung des 
besonderen Wohnbedarfs geleistet werden, der aufgrund seines Raum- und 
Flächenprogrammes auf ausreichend bemessene und zusammenhängende und erschlossene 
Flächen angewiesen ist. Diese Voraussetzungen können durch alternative Flächen ï wie oben 
bereits dargelegt -nicht erfüllt werden, sodass die Samtgemeinde diesem Standort mit dieser 
Wohnbauflächenneuordnung den Vorrang einräumt.  

Zur Kompensation der Demographie bedingten Reduzierung der Bevölkerung sollen die 
vorhandenen Wohnbauflächen beansprucht werden, um primär für die ortsansässige 
Bevölkerung , die ihren Standort in Seggebruch beibehalten wollen, auch in ihrem 
persönlichen und sich wandelnden Lebensumständen ein entsprechendes Lebensumfeld zu 
bieten. Darüber hinaus stellen die lokalen Gewerbebetriebe mit ihrer guten wirtschaftlichen 
Entwicklung sowie der in Helpsen bestehende Anschluss an den überregionalen ÖPNV  
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faktische Standortvorteile für die Wohnbevölkerung dar, die derartige Siedlungsbereiche 
gegenüber anderen tatsächlich begünstigen.   

Der o.b. Baulandbedarf kann auch nicht durch Flächen in bereits rechtsverbindlichen 
Bebauungspläne und auch nicht durch Baulücken (gem. § 34 BauGB) in ausreichendem 
Ausmaß gedeckt werden, da weder in den Siedlungsbereichen erkennbare Baulücken 
verfügbar noch in den nach Nordosten hin ausgerichteten Siedlungsstrukturen ausreichend 
dimensionierte Bauflächen zur Verfügung stehen.  

Darüber hinaus ist in diesem Zusammenhang auf die bestehenden landwirtschaftlichen und 
gewerblichen Nutzungen Rücksicht zu nehmen, da diesen auch hinsichtlich der damit 
regelmäßig zu erwartenden Emissionen (Lärm und Geruch) ausreichend Entwicklungsraum 
zugestanden werden muss. Dies trifft besonders für die innerhalb von Siedlungsbereichen 
gelegenen Hofstellen und Handwerks- sowie Gewerbebetrieben zu, die durch heranrückende 
Wohnbebauung beeinträchtigt werden könnten. In diesem Zusammenhang wird auf das 
nachfolgende Kapitel ĂAlternativstandorteñ hingewiesen. 

In Bezug auf die zur Ausweisung vorgesehenen Wohnbauflächen wird aufgrund der nur 
kleinräumigen Flächenausdehnung von 0,2 ha auf einen rechnerischen Bedarfsnachweis 
verzichtet.  

4.2  Alternativstandorte  

Hinsichtlich der aus dem demographischen Wandel erwachsenden Anforderungen an die 
Entwicklung entsprechender Bauflächen zur Deckung des besonderen Wohnbedarfs, der in 
diesem Zusammenhang vorrangig auf die besonderen Bedürfnisse der älter werdenden und 
betreuungsbedürftigen Bevölkerung eingeht, wurden seitens der Samtgemeinde Nienstädt 
bereits im Vorfeld, bezogen auf das Samtgemeindegebiet, mögliche Flächen hinsichtlich ihrer 
Eignung und Verfügbarkeit geprüft. Hierbei wurden mögliche Flächenpotenziale vorrangig 
innerhalb der Grundzentren Nienstädt und Bergkrug geprüft, da diese den Anforderungen an 
eine kurzwegige Versorgung und Einbindung in die soziale und kulturelle Infrastruktur 
gerecht werden können. Da sich ein konkreter Bedarf durch entsprechende Anfragen für den 
Bereich Seggebruch/Helpsen darstellte, wurde eine detailliertere Prüfung der zur Verfügung 
stehenden Bauflächen im weiteren Verfahren vertiefend für den Bereich Helpsen/Seggebruch 
durchgeführt, wobei auch die Anforderungen des § 1a BauGB berücksichtigt wurden. Der 
Bedarf soll vordringlich an Standorten und in Siedlungsbereichen gedeckt werden, in denen 
der Bedarf erkennbar ist und eine sinnvolle städtebauliche Zuordnung zum 
Siedlungszusammenhang gegeben ist.  

Innerhalb des Siedlungsbereiches Seggebruch und dem östlich anschließenden 
Siedlungsbereich Helpsen befinden sich zur Deckung des besonderen Wohnbedarfs keine 
mindestens gleichwertigen Flächen, da es an der Größe und Flächenverfügbarkeit fehlt. Zur 
Deckung des beschriebenen Wohnbedarfs werden rd. 0,6 ha Fläche benötigt, um die mit 
dieser Nutzung/Einrichtung verbundenen unterschiedlichen Nutzungen und Einrichtungen auf 
einer Fläche im Sinne eines gemeinschaftlichen Lebensmittelpunktes zu ermöglichen. Da es 
sich bei dieser Nutzung um die Hauptnutzung Wohnen handelt, ist auf die das planerische 
Umfeld, bezogen auf ungesündere immissionsintensive Nutzungen Rücksicht zu nehmen. 
Hier scheiden regelmäßig Nachbarschaften zu Tierhaltungsbetrieben und sonstigen 
landwirtschaftlichen Nutzungen, Handwerksbetriebe, wie Schlossereien, Karosseriebau, 
Bauunternehmungen etc.) aus. Daher wird möglichst ein hinsichtlich der Nutzungsstruktur 
gleiches oder zumindest gemischt geprägtes Nutzungsmuster, da sich an einen möglichen 
Standort anschließt, angestrebt.  

Insgesamt wurden aufgrund der sich o.d. Standortanforderungen folgende Flächen in den 
Blick genommen: 
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Innerhalb des Siedlungskern s in Helpsen  (A)  stellen sich neben den im Nahbereich des 
örtlichen Kreditinstitutes auch keine weiteren Flächen im Innenbereich dar, weil es sich 
überwiegend um private Haus- und Nutzgärten handelt, die aufgrund des v.g. 
Flächenzuschnittes kein ausreichendes Potenzial für die angestrebte Nutzung aufweisen. 
Hierzu zählen auch die Freiflächen im Nahbereich des Kreditinstitutes einschl. der grünen 
Mitte. Hierbei handelt es sich neben der zu geringen Größe auch um lokal bedeutsame 
Grünflächen, die rechtsverbindlich festgesetzt sind und nach den Anforderungen der 
Gemeinde Helpsen dauerhaft geschützt werden sollen. In diesem Bereich hat die Gemeinde 
Helpsen darüber hinaus durch den Bebauungsplan Nr. 8 ĂBergkrugñ und dessen 2.  nderung 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Realisierung von zentral gelegenem Wohnraum 
geschaffen, sodass diese Nutzungen bereits die Flächen entsprechend beanspruchen. Diese 
Flächen wäre jedoch für die Realisierung einer Wohnanlage für die älter werdende 
Bevölkerung in Kombination mit dem Wohnbedarf der betreuungsbedürftigen Personen 
einschl. der damit verbundenen gemeinschaftlichen Einrichtungen nicht ausreichend groß. 

Mögliche Standorte an der Leveser Allee (B)  wurden aufgrund der bereits bekannten 
fehlenden Flächenverfügbarkeit nicht weiter in die Betrachtung der Standortalternativen 
einbezogen. Darüber hinaus würde dieser Standort auch mit einer zusätzlichen 
Flächenbeanspruchung und Versiegelung verbunden sein, da in diesem Bereich bisher keine 
Bauflächen im FNP dargestellt sind.  

Westlich des Fr iedhofes (C)  befinden sich Freiflächen, die zur Deckung des o.g. 
Wohnbedarfs zu gering bemessen sind und als Friedhoferweiterungsfläche vorgehalten 
werden sollen.  

Zur Deckung des allgemeinen und besonderen Wohnbedarfs verbleiben daher nur die bereits 
im wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde südlich des Baugebietes Im 
Cronsbruche  (D)  und südlich der Cronsbruchstraße (E)  dargestellten Wohnbauflächen.  

Weitere Flächen, die sich im Siedlungszusammenhang befinden und eine geeignete Größe 
aufweisen, sich durch Leerstand oder drohendem Leerstand zur Deckung des beschriebenen 
Wohnbedarfs anbieten, sind nicht erkennbar bzw. drängend sich auch sonst nicht auf.  

Bereits oben wurde dargelegt, dass die Gemeinde Seggebruch den Wohnbedarf, der auf die 
Realisierung von überwiegend freistehenden Einzel- und Doppelhäusern abstellt, in 
städtebaulich harmonischer Weise durch die südliche Fortsetzung des v.g. und nördlich 
angrenzenden Wohngebietes decken möchte. Diese Entwicklung findet ihre Grenze durch die 
südlich anschließende und begrünte Grabenparzelle. Die Gemeinde Seggebruch hat für diese 
Siedlungsentwicklung bereits ein entsprechendes Bebauungskonzept erarbeitet.  

Somit verbleibt als alternative Fläche zur Deckung des o.g. Wohnbedarfs die Fläche südlich 
der Cronsbruchstraße, westlich der Straße In den Zäunen, die hinsichtlich der Lage und 
Ausformung der bereits im Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen die Deckung 
des allgemeinen und besonderen Wohnbedarfs im Prinzip zulassen. 

Der besondere Wohnbedarf, der sich in Form eines Mehrgenerationenhauses konkretisiert 
hat, soll unter Inanspruchnahme der westlich der Straße In den Zäunen bereits dargestellten 
Wohnbauflächen erfolgen. Hier steht jedoch die Nord-Südausrichtung der Wohnanlage im 
Vordergrund, da gegenüber der nördlich anschließenden Wohnbebauung eine barriereartige 
Ausrichtung der Wohnanlage in Form einer Längsausrichtung zur Cronsbruchstraße 
vermieden werden soll, um auch zukünftig für die bestehende Wohnbebauung Aus- und 
Durchblicke nach Süden zu ermöglichen. Aus diesem Grund  soll zum nördlich angrenzenden 
Siedlungsbereich nur die Schmalseite ausgerichtet werden, Südlich der Cronsbruchstraße und 
der westlich anschließenden Wohnbauflächen sollen auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung sowohl Flächen für einen Parkplatz als auch Flächen zur Deckung des 
Ătraditionellenñ allgemeinen Wohnbedarfs (etwa junger Familien) beitragen. Diese lockere  
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Bebauungsstruktur stellt in diesem Bereich auf der Grundlage der dort schon dargestellten 
Wohnbauflächen eine sinnvolle Komplettierung des südwestlichen Siedlungsrandes dar.  

Für das geplante Vorhaben werden z.T. Flächen beansprucht, die im wirksamen FNP der 
Samtgemeinde Nienstädt südlich der Cronsbruchstraße bereits als Wohnbauflächen 
dargestellt werden und somit bereits für eine zukünftige bauliche Entwicklung vorgesehen 
sind. Im Rahmen der 18. Änderung des FNPs der Samtgemeinde Nienstädt werden die bisher 
westlich der Straße In den Zäunen dargestellten Flächen für die Landwirtschaft in 
Wohnbauflächen geändert. Gleichzeitig werden jedoch die v.g. Wohnbauflächen südlich der 
Cronsbruchstraße in ihrer Tiefe reduziert und wiederum in Teilen in Fläche für die 
Landwirtschaft geändert, um keine zusätzlichen und über den tatsächlichen Flächenbedarf 
hinausgehenden Bauflächen auszuweisen. 

Vielmehr wird die vorhandene Raum- und Siedlungsstruktur gesichert und ihr 
Wirkungsgefüge verbessert. Zu der im Süden sich anschließenden und bereits baulich 
genutzten ehemaligen Hofstelle wird die sich auf der Ebene des FNPs darbietende 
ĂSiedlungslückeñ (im Sinne von fehlenden Wohnbauflächen) geschlossen. Das Plangebiet 
erstreckt sich auf Flächen, die bereits erschlossen sind, sodass durch diese Bauleitplanungen 
keine weiteren Erschließungsanlagen im Sinne von Straßen und Wegen erforderlich werden.  

Die natürlichen Lebensgrundlagen werden durch die im Rahmen der 18. Änderung des FNPs 
hinzutretenden Wohnbauflächen nicht in erheblicher Weise beeinträchtigt, da es sich nur um 
eine vergleichsweise kleinräumige Fläche handelt. Auf den Siedlungsschluss und die 
Abrundung des Siedlungsbereiches bis zu v.g. ehem. Hofstelle sei hingewiesen. Es werden 
auch nur die Bauflächen zusätzlich in Anspruch genommen, die zur Deckung des o.g. 
Wohnbedarfs unbedingt erforderlich sind und aus städtebaulichen Gründen zu einer 
sinnvollen und lokal nachvollziehbaren südlichen Abrundung des Siedlungsabschnittes 
beitragen. Insofern handelt es sich auch um eine bedarfsorientierte Ausweisung von 
Bauflächen auf der Ebene des FNPs. Unter Berücksichtigung der bereits im wirksamen FNP 
dargestellten Wohnbauflächen sowie der städtebaulichen Neuordnung der Bauflächen zur 
Vermeidung von sonst erforderlichen Erschließungsanlagen kann auch keine Zersiedlung des 
Landschaftsraumes abgeleitet werden. 

Die Komplettierung des südwestlichen Siedlungsrandes bis zur bereits im Außenbereich 
südlich anschließenden ehemaligen Hofstelle wird seitens der Gemeinde Seggebruch als 
städtebaulicher Abschluss angestrebt. Die Samtgemeinde Nienstädt erkennt diese 
städtebauliche Motivation und schließt sich dieser Argumentation an. Die angestrebte 
Entwicklung ist städtebaulich angemessen, weil hier an bestehende bauliche Strukturen 
angeschlossen werden kann und die hinzutretende Bebauung in diesem Bereich nicht 
zusätzlich linienförmig in den Landschaftsraum hineinragt. Darüber hinaus kann neben der 
Nutzung der in den angrenzenden Straßen vorhandenen Infrastruktur, für die auf der Ebene 
der Gemeinde Seggebruch beabsichtigten Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Realisierung eines Mehrgenerationenhauses über eine ausreichend 
große Fläche verfügt werden, die zur Deckung der Wohnbedürfnisse und der für das 
gemeinschaftliche Wohnen erforderlichen Raumprogramme erforderlich ist, um für die 
zukünftigen Bewohner ein attraktives Wohn- und Lebensumfeld zu schaffen.  

Aus diesen Gründen räumt die Samtgemeinde Nienstädt der maßvollen Erweiterung und der 
damit verbundenen Neuordnung der im südwestlichen Siedlungsrand bereits dargestellten 
Wohnbauflächen gegenüber anderen betrachteten Standorten den Vorrang ein. Insofern 
erstreckt sich die Deckung des Wohnbedarfs nicht auf bisher ausschließlich für die 
Landwirtschaft vorgesehenen Flächen, da nur eine kleinere Teilfläche als neue 
Wohnbaufläche und aus Gründen der Abrundung des Siedlungszusammenhanges bis zur 
südlich angrenzenden ehemaligen Hofstelle zusätzlich in diese Planüberlegungen einbezogen 
und dem AuÇenbereich Ăentnommenñ wird. Diese Flªche ist mit rd. 0,2 ha jedoch derart 
kleinräumig, dass diese Flächenbeanspruchung keine erhebliche Beeinträchtigung des 
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Ortsbildes, des Bodens, des Natur- und Landschaftsschutzes oder des Immissionsschutzes 
bewirkt.   

Abb.: Lage der geprüften Alternativstandorte , Maßstab 1:25.000 i.O., Kartengrundlage: TK 25 ©  
201 7 LGLN, RD Hameln -Hannover  

 

4.3  Planungserfordernis  

Diese Bauleitplanung wird aufgestellt, weil die Samtgemeinde Nienstädt zur Deckung des 
Wohnbedarfs, insbesondere der älter werdenden Bevölkerung und der 
betreuungsbedürftigen Bevölkerung, die in Gemeinschaft ihren Lebensmittelpunkt sehen, 
beitragen will. Die hier in Rede stehende Bauleitplanung schafft die planungsrechtlichen 
Grundlagen für die Realisierung und Deckung dieser Wohnbedürfnisse. Hierdurch sollen die 
Auswirkungen des demographischen Wandels auch im ländlichen Raum (hier in der 
Gemeinde Seggebruch) durch die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Realisierung bedarfsgerechter und neuer gemeinschaftlicher Wohnformen berücksichtigt 
werden. Die Aufstellungsverfahren erfolgen entsprechend den verfahrensrechtlichen 
Anforderungen des Baugesetzbuches. Gem. § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden 
Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist. Die Aufstellung der 18. FNP-Änderung ist erforderlich, da der 
zukünftige Baulandbedarf, der durch zahlreiche Anfragen von Bauinteressenten und durch 
die Anfrage nach alters- und betreuungsgerechtem Wohnraum außerhalb der traditionellen 
Alten- und Pflegeheime ableitbar ist, nicht in dem erforderlichen Umfang durch die in den 
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